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Anlass und Ziel der Planung
Die Hochschule der Stiftung Rehabilita-
tion Heidelberg (SRH) beabsichtigt  
die städtebauliche Neuordnung und zu-
kunftsfähige Entwicklung des SRH-Cam-
pus im Heidelberger Stadtteil 
Wieblingen. Der Hochschulstandort ist 
geprägt durch eine sich über Jahrzehnte 
entwickelte Agglomeration von  
Gebäuden unterschiedlicher Größe und 
Qualität. Aus diesem Grund wurde im 
Jahr 2016 zusammen mit der Stadt 
Heidelberg ein Masterplanentwurf für 
den Standort in einem städtebaulichen 
Ideenwettbewerb erarbeitet. Der Sie-
gerentwurf wurde im Anschluss an das 
Verfahren zu einem Rahmenplan wei-
terentwickelt. Am 17.03.2022 stimmte 
der Gemeinderat dem Rahmenplan zu.  

Der Rahmenplan zur städtebaulichen 
Entwicklung des SRH-Campus umfasst 
neben dem Campusgelände auch das 
Grundstück der ehemaligen Gärtnerei 
an der Mannheimer Straße 45-47. Für 
das Grundstück sieht der Rahmenplan 
einen gestaffelten Gebäudekomplex 
mit einer Mischnutzung aus Wohnen, 
Einzelhandel, Büro und Dienstleistun-
gen vor. Zur Umsetzung des Rahmen-
plans beabsichtigt die Stadt Heidelberg 
die Schaffung von Baurecht zur Realisie-
rung eines Wohn- und Geschäftsgebäu-
des. Vorhabenträgerin und Eigentüme-
rin des Grundstücks ist die Schoofs Pro-
jekt 4 GmbH & Co. KG. Der im Rahmen-
plan vorgegebenen Typologie folgend, 
ist ein sogenanntes Hybridgebäude mit 
einem viergeschossigen Sockelbau und 
einem versetzt angeordneten  
13-geschossigen Hochpunkt geplant. In 

dem viergeschossigen Sockelbau wer-
den neben einem Lebensmittelvollsor-
timenter im Erdgeschoss weitere 
Dienstleistungs- und Büroflächen in 
den Obergeschossen realisiert. Der 13-
geschossige Hochbau ist dem studen-
tischen Wohnen vorbehalten. 

Dem exponierten Standort unmittel-
bar am Neckar kommt eine besondere 
städtebauliche Bedeutung im Gesamt-
komplex des Hochschulcampus zu.  
An der zukünftigen Zufahrt zum SRH-
Campus im Südosten bildet das mar-
kante Gebäude mit den entsprechen-
den publikumsintensiven Nutzungen 
im Erdgeschoss den städtebaulichen 
Auftakt in das Hochschulquartier. 
Durch die Höhe des versetzt angeord-
neten Baukörpers wird ein weiterer 
Hochpunkt zu dem bereits campusprä-
genden „Science-Tower“ geschaffen, 
was zu einer klaren Adressbildung im 
Stadtgefüge von Heidelberg führt.  

Darüber hinaus leistet das geplante 
Vorhaben einen wichtigen Beitrag zur 
Wohnraumversorgung von Studieren-
den und zur Sicherung der Nahversor-
gung innerhalb des Quartiers sowie in 
den Stadtteilen Wieblingen und Berg-
heim. Am 05.05.2022 beschloss der Ge-
meinderat auf Antrag der Vorhaben-
trägerin die Einleitung eines Bebau-
ungsplanverfahrens. 

Wesentliche Ziele bei der Planaufstel-
lung sind  

 

_die Wiedernutzbarmachung von Flä-
chen und die Nachverdichtung im Sinne 
der Innenentwicklung, 

_die Fortentwicklung und der Umbau 
vorhandener Ortsteile, 

_die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, 
insbesondere junger und mobilitätsein-
geschränkter Menschen, 

_die Gewährleistung einer verbraucher-
nahen Versorgung der Bevölkerung, 

_die Sicherung und Schaffung von Ar-
beitsplätzen, 

_die allgemeinen Anforderungen an ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse, 

_die Belange des Umweltschutzes, ein-
schließlich des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege, 

_die Nutzung erneuerbarer Energien so-
wie die sparsame und effiziente Nutzung 
von Energie, 

_die Belange der Mobilität der Bevölke-
rung unter besonderer Berücksichtigung 
einer auf Vermeidung und Verringerung 
von Verkehr ausgerichteten städtebauli-
chen Entwicklung, 

_die Erfordernisse des Klimaschutzes 
und der Klimaanpassung. 

Mit der Aufstellung des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans „Wieblingen – 
Mannheimer Straße 45-47“ werden die 
bauplanungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für die Realisierung des Vorhabens 
geschaffen.  

  
 

Bebauungsplanvorentwurf 
Im Bebauungsplan werden insbeson-
dere die Art und das Maß der baulichen 
Nutzung, die Bauweise und die über-
baubaren Grundstücksflächen festge-
setzt. Weitere Festsetzungen betreffen 
die verpflichtende Errichtung von Anla-
gen zur Nutzung von Solarenergie, den 
Bodenschutz sowie die Bepflanzung. 
Zukünftig für Erschließungsmaßnah-
men und für die Öffentlichkeit zur Ver-
fügung stehende Flächen werden durch 
die Festsetzung von Straßenverkehrs-
flächen gesichert. Festsetzungen zum 
Schallschutz werden im Verfahren er-
gänzt. Über örtliche Bauvorschriften 
werden die Gestaltung der baulichen 

Anlagen und der unbebauten Flächen 
sowie die Zulässigkeit von Werbeanla-
gen und Abfallanlagen geregelt. Über 
den Durchführungsvertrag werden u. a. 
artenschutzrechtliche Maßnahmen ge-
regelt.  

Der Bebauungsplan „Mannheimer 
Straße 45-47“ wird gemäß § 12 BauGB 
als vorhabenbezogener Bebauungs-
plan im Regelverfahren aufgestellt. Be-
standteil des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplans ist ein Vorhaben- und Er-
schließungsplan, der das Vorhaben de-
tailliert darstellt und zu dessen Umset-
zung sich die Vorhabenträgerin in ei-

nem Durchführungsvertrag verpflichtet. 

Als Art der baulichen Nutzung wird ein 
Sonstiges Sondergebiet (SO) gemäß 
§ 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung 
„Großflächiger Einzelhandel - Gewerbe - 
Wohnen“ festgesetzt.  

Das Sonstige Sondergebiet (SO) dient 
der Unterbringung eines großflächigen 
Einzelhandelsbetriebs in Form eines Le-
bensmittelvollsortimenters zur verbrau-
chernahen Grundversorgung der Bevöl-
kerung, Büro- und sonstigen nicht stö-
renden Gewerbenutzungen, Schank- und 
Speisewirtschaften sowie Wohnungen 



einschließlich der zugehörigen Erschlie-
ßungsanlagen, Stellplätze und Neben-
anlagen. Die zulässige Verkaufsfläche 
wird auf maximal 990 m² beschränkt. 

Als Maß der baulichen Nutzung werden 
eine Grundflächenzahl (Gebäude) von 
0,5 sowie Höchstwerte der Vollge-
schosse und Gebäudehöhen festge-
setzt. Die zulässigen Gebäudehöhen be-
tragen maximal 17,0 m für den vierge-
schossigen Sockelbau sowie maximal 
44,0 m für den  
13-geschossigen Hochpunkt. Als Orien-
tierung für die maximale Gebäudehöhe 
des Hochpunktes dient die Traufhöhe 
des bestehenden SRH Science-Towers 
mit einer Höhe von 44,5 m, die nicht 
überschritten werden darf.  

Der Science-Tower wird damit gegen-
über den Hochpunkten auf dem gesam-
ten Campusgelände klar als baulicher 
Akzent hervorgehoben und bestimmt 
so auch weiterhin die Fernwahrneh-
mung des SRH-Campus.  

Die überbaubare Grundstücksfläche ist 
durch Baugrenzen festgesetzt und 
dient der Umsetzung des städtebauli-
chen Konzeptes. Mit der Festsetzung 
der offenen Bauweise wird die aufgelo-
ckerte Bebauungsstruktur erhalten so-
wie gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse gewährleistet. 

Das Vorhaben erfordert eine Aufweitung 
der Mannheimer Straße zur Schaffung ei-
ner Abbiegespur sowie eines neuen Geh-
wegs auf der Südseite. Der Teilbereich 
der Mannheimer Straße, der für die Er-
schließungsmaßnahmen erforderlich ist, 
wird als öffentliche Straßenverkehrsflä-
che festgesetzt.  

 

 

 

Bebauungsplanvorentwurf mit Stand vom 20.02.2024 (Abbildung unmaßstäblich) 
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Bebauungspläne 
Die Aufgabe der Bauleitplanung ist es, 
die bauliche und sonstige Nutzung der 
Grundstücke in der Gemeinde nach 
Maßgabe des Baugesetzbuchs (BauGB) 
vorzubereiten und zu leiten. Die Bauleit-
pläne sollen eine nachhaltige städte-
bauliche Entwicklung und eine dem 
Wohl der Allgemeinheit entsprechende 
soziale Bodenordnung gewährleisten. 
Darüber hinaus sollen sie dazu beitra-
gen, eine menschenwürdige Umwelt zu 
sichern, die natürlichen Lebensgrundla-
gen zu schützen und zu entwickeln so-
wie die städtebauliche Gestalt und das 
Orts- und Landschaftsbild baukulturell 
zu erhalten und zu entwickeln. 

 
Wie können Sie sich beteiligen? 
Als Bürger haben Sie die Gelegenheit, 
sich gemäß § 3 BauGB zweistufig an der 
Planung für einen Bebauungsplan zu 
beteiligen. 

 
Frühzeitige Beteiligung der Öffent-
lichkeit und Behörden gemäß § 3 Ab-
satz 1 und § 4 Absatz 1 BauGB 
Sie können sich frühzeitig über die Ziele 
und Zwecke der Planung sowie die vo-
raussichtlichen Auswirkungen der Pla-
nung informieren. Sie finden die Plan-
unterlagen in der angegebenen Frist im 
Internet unter https://www.heidel-
berg.de/hd/HD/Leb en/Aktuelle+Plan-
verfahren.html und im Kompetenzzent-
rum Bauen-Wohnen- Förderung (ehe-
mals Technisches Bürgeramt). 

 
Zeitraum der Einsichtnahme im Kom-
petenzzentrum Bauen-Wohnen- För-
derung und im Internet ist vom 
07.März 2024 bis 08.April 2024. 

 
Zeitgleich werden auch die Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange, deren Aufgabenbereiche durch 
die Planung berührt werden könnten, 
über diese unterrichtet. Öffentlichkeit 
und Behörden haben Gelegenheit, sich 
während der Frühzeitigen Öffentlich-
keitsbeteiligung zu äußern und die Pla-
nung zu erörtern. 

 
Der Entwurf wird erarbeitet 
Die von Ihnen und den Behörden im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
vorgetragenen Stellungnahmen dienen 
als Grundlage für die weitere Ausarbei-
tung des Bebauungsplanentwurfs. 

Behördenbeteiligung gemäß § 4 Ab-
satz 2 BauGB 
Ist die Planung soweit konkretisiert, 
werden in der Regel die Stellungnah-
men der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange zum Planent-
wurf und der Begründung eingeholt. 
Die Behörden haben ihre Stellungnah-
men innerhalb eines Monats abzuge-
ben. Nach Abschluss der Behördenbe-
teiligung beraten die Bezirksbeiräte des 
Stadtteils und der Stadtentwicklungs- 
und Bauausschuss den Entwurf. 

 
Auf der Grundlage der Empfehlungen 
dieser Gremien fasst der Gemeinderat 
den Beschluss zur öffentlichen Ausle-
gung des Entwurfs. Die Sitzungen des 
Gemeinderates sind immer öffentlich. 
Ort, Zeitpunkt und Tagesordnung der 
Sitzung des Gemeinderats werden im 
„stadtblatt“ (Amtsanzeiger der Stadt 
Heidelberg) veröffentlicht. 

 
Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 
Absatz 2 BauGB 
Die zweite Stufe der Öffentlichkeitsbe-
teiligung, die öffentliche Auslegung, 
wird im „stadtblatt“ bekanntgegeben. 
Bebauungsplanentwurf, Begründung 
und wesentliche, bereits vorliegende 
umweltbezogene Informationen liegen 
für den Zeitraum eines Monats im Kom-
petenzzentrum Bauen-Wohnen- 
Förderung und im Internet aus. Sie kön-
nen sich nun darüber informieren, ob 
und gegebenenfalls in welchem Um-
fang die eigenen Anregungen aus der 
frühzeitigen  Öffentlichkeitsbeteiligung 
bei der Planung berücksichtigt wurden. 
Während der Auslegungsfrist   können   
Stellungnahmen zum Entwurf abgege-
ben werden. Wichtig dabei ist, dass 
nicht fristgerecht abgegebene Stellung-
nahmen beim Satzungsbeschluss zum 
Bebauungsplan unberücksichtigt blei-
ben können. Wird der Entwurf aufgrund 
der Ergebnisse der Auslegung in seinen 
Grundzügen geändert, so ist die öffent-
liche Auslegung zu wiederholen. 

 
Abwägungs- und Satzungsbeschluss 
Es erfolgt nun die Prüfung der einge-
gangenen Stellungnahmen durch die 
Verwaltung. Diese arbeitet einen Vor-
schlag für die gerechte Abwägung der 
öffentlichen und privaten Belange un-
tereinander und gegeneinander aus. Es 
besteht ein Rechtsanspruch auf die Ein-
stellung aller Stellungnahmen in 

den Abwägungsvorgang, die im Zuge 
der öffentlichen Auslegung vorgetragen 
wurden, nicht jedoch auf die tatsächli-
che Berücksichtigung. Dies gilt vor allem 
dann, wenn gewichtige gegenläufige 
Belange entgegengehalten werden 
müssen. 

 
Über die Vorschläge der Verwaltung be-
raten zunächst der Stadtentwicklungs- 
und Bauausschuss und anschließend 
der Gemeinderat, der den Beschluss 
zum Abschluss des Bebauungsplanver-
fahrens als Abwägungs- und Satzungs-
beschluss fasst. Die Bürgerinnen und 
Bürger, Vereine und Verbände, die Stel-
lungnahmen zur Planung abgegeben 
haben, erhalten jetzt eine persönliche 
Benachrichtigung über die Gemeinde-
ratsentscheidung. In den Fällen, in de-
nen der Bebauungsplan nicht aus dem 
Flächennutzungsplan entwickelt wor-
den ist, prüft das Regierungspräsidium 
in Karlsruhe, ob bei der Planaufstellung 
die gesetzlichen Vorschriften beachtet 
worden sind. Das Inkrafttreten des Be-
bauungsplans wird anschließend im 
„stadtblatt“ verkündet. Der Plan ist da-
mit für Jedermann verbindliches Orts-
recht. Er liegt nach vorheriger telefoni-
scher Terminabsprache zu den Dienst-
zeiten des Kompetenzzentrums Bauen-
Wohnen-Förderung zur Einsichtnahme 
für alle interessierten Bürgerinnen und 
Bürger bereit. 

 
Für weitere Informationen:  
Stadtplanungsamt Heidelberg  
Frau Nicola Zettner 
Tel.: 06221-5823142 
nicola.zettner@heidelberg.de oder 
Beteiligung-stadtplanungt@Heidel-
berg.de 

https://www.heidelberg.de/hd/HD/Leben/Aktuelle%2BPlanverfahren.html
https://www.heidelberg.de/hd/HD/Leben/Aktuelle%2BPlanverfahren.html
https://www.heidelberg.de/hd/HD/Leben/Aktuelle%2BPlanverfahren.html
https://www.heidelberg.de/hd/HD/Leben/Aktuelle%2BPlanverfahren.html
mailto:nicola.zettner@heidelberg.de
mailto:stadtplanungt@Heidelberg.de
mailto:stadtplanungt@Heidelberg.de

	Vorhabenbezogener Bebauungsplan Wieblingen
	Anlass und Ziel der Planung
	Bebauungsplanvorentwurf
	Bebauungspläne
	Wie können Sie sich beteiligen?
	Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und Behörden gemäß § 3 Absatz 1 und § 4 Absatz 1 BauGB
	Zeitraum der Einsichtnahme im Kompetenzzentrum Bauen-Wohnen- Förderung und im Internet ist vom
	Der Entwurf wird erarbeitet
	Behördenbeteiligung gemäß § 4 Absatz 2 BauGB
	Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Absatz 2 BauGB



